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Die allgemeine Abschaffung der Todesstrafe wurde erstmals 1795 in Frankreich gefordert. 
Seit 1945 wurde sie von immer mehr Staaten abgeschafft. Heute ist die Todesstrafe ethisch, 
strafrechtlich und praktisch umstritten; sie gilt vielfach als unvereinbar mit den Menschen-
rechten. Viele Nichtregierungsorganisationen setzen sich für ihre weltweite Abschaffung ein. 
Als Schritt zu diesem Ziel fordert die Generalversammlung der Vereinten Nationen seit 2007, 
Hinrichtungen weltweit auszusetzen.
1953 trat die Europäische Menschenrechtskonvention (EMRK) in Kraft, deren Artikel 2 die 
Todesstrafe unter bestimmten Bedingungen gestattete. Der folgende, jahrzehntelange Ge-
sinnungswandel breiter Gesellschaftsschichten veränderte allmählich die Haltung der meisten
europäischen Regierungen. Unter dem Druck der öffentlichen Meinung wurde der Europarat in
den 1970er Jahren zu einem ent-
schiedenen Kämpfer gegen die 
Todesstrafe.
1983 verlangte das 6. Fakultativ-
protokoll zur EMRK ihre Abschaffung
in Friedenszeiten. Alle 46 Mitglieds-
staaten traten diesem Protokoll bis 
1997 bei. Seitdem gab es auf dem
Gebiet des Europarats keine Hin.
richtung mehr. (Quelle: wikipedia)

Die Europäische Union
(EU) hat ihre vollständige
Abschaffung zur Auf-
nahmebedingung für
neue Mitgliedsstaaten 
gemacht und so die Hal-
tung dazu in möglichen 
Beitrittsländern beein-
flusst.

Der Artikel 6 des UN-Zivilpaktes beschäftigt sich in den Absätzen 2 und 4 bis 6 mit der Todesstrafe.
Der UN-Zivilpakt selbst verbietet die Todesstrafe ausdrücklich nur für Jugendliche und Schwangere, und erlaubt sie im Übrigen nur für schwerste Straf-
taten und stellt in Artikel 6 Absatz 6 klar, dass er die Todesstrafe nur deshalb nicht verbietet, weil sie in einer Reihe von Staaten noch angewandt wird.
In Staaten, in denen die Todesstrafe nicht abgeschafft worden ist, darf ein Todesurteil nur für schwerste Verbrechen auf Grund von Gesetzen verhängt werden, die zur Zeit der Be-
gehung der Tat in Kraft waren und die den Bestimmungen dieses Paktes und der Konvention über die Verhütung und Bestrafung des Völkermordes nicht widersprechen. Diese Strafe 
darf nur auf Grund eines von einem zuständigen Gericht erlassenen rechtskräftigen Urteils vollstreckt werden. Jeder zum Tode Verurteilte hat das Recht, um Begnadigung oder Um-
wandlung der Strafe zu bitten. Amnestie, Begnadigung oder Umwandlung der Todesstrafe kann in allen Fällen gewährt werden. Die Todesstrafe darf für strafbare Handlungen, die
von Jugendlichen unter 18 Jahren begangen worden sind, nicht verhängt und an schwangeren Frauen nicht vollstreckt werden. Keine Bestimmung dieses Artikels darf herangezogen
werden, um die Abschaffung der Todesstrafe durch einen Vertragsstaat zu verzögern oder zu verhindern.


